Amts-Dlatt 


Ausſchreibung der erledigten Kreisaſſiſtenzarztſtelle des Stadtkreiſes Poſen S. 240. — e der Kreistierarztſtelle 


des Kreiſes Angerburg S. 240. — Statutariſche Hauptverſammlung der Mitglieger des Sti 
Glienicker Waiſenverſorgungsauſtalt für die Provinz Brandenburg S. 240, — Fahrplan der 


tungsvereins der Klein⸗ 
Spremberger Stadtbahn 


S. 230. — Hierzu eine F enthaltend Bekanntmachung, betreffend die Prüfungsordnung 


für Apotheker vom 18. Mai 1904. 


Geſetz Sammlung. 

Nr. 32 enthält: (Nr. 10547.) Staatsvertrag zwiſchen 
Preußen, Sachſen⸗Meiningen und Sachſen⸗Coburg 
und Gotha über das Landgericht in Meiningen. 
Vom 27. November 1903. 

(Nr. 10548.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen, 
Sachſen⸗Meiningen und Schwarzburg⸗Rudolſtadt 
über das Landgericht in Rudolſtadt. Vom 27. No⸗ 
vember 1903. 

(Nr. 10549.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen, 
Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach, Sachſen⸗ Meiningen, 
Sachſen⸗Altenburg, Sachſen⸗Coburg und Gotha, 
Schwarzburg⸗Rudolſtadt, Reuß älterer Linie und 
Reuß jüngerer Linie über das Oberlandesgericht 
in Jena. Vom 27. November 1903. 


Gemäß der Vorſchrift im § 44 des Kom: 
munglabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (Geſ.⸗S. 
S. 152) mache ich hierdurch bekannt, daß der bei 
der Veranlagung der Gemeindeeinkommenſteuer von 
fiskaliſchen Domänen⸗ und Forſtgrundſtücken für das 
laufende Steuerjahr der Gemeinden zu Grunde zu 


legende, aus dieſen Grundſtücken erzielte etatsmäßige 


Ueberſchuß der Einnahmen über die Ausgaben unter 

Berückſichtigung der auf denſelben ruhenden Ver⸗ 

bindlichkeiten und Verwaltungskoſten nach den Etats 

für das Rechsnungsſahr 1904 in der Provinz Bran⸗ 
denburg 301,1 Prozent des Grundſteuerreinertrages 

beträgt. Berlin, den 12. Auguſt 1904. 

Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
= J. A.: Thiel. 
Bekanntmachung des Königlichen 

rovinzialſtenerdirektors. 
em Steueramte in Finſterwalde, Haupt⸗ 
ſteueramtsbezirk Lübben, iſt die Befugnis zum Ver⸗ 


Bei der 
vom 9. Juli d. J. heute geſchehenen öffentlichen 


kauf von Reichsſtempelmarken zu Schiffsfracht⸗ 
urkunden (Tarifnummer 6 d. R.⸗St.⸗G. und Ziffer 
61 der Ausführungsbeſtimmungen) — Buchſtabe e 
des amtlichen Verzeichniſſes — beigelegt worden. 
Dies wird auf Anordnung des Herrn Finanz⸗ 
miniſters hiermit zur öffentlichen Kenntnis gebracht. 
Berlin, den 17. September 1904. 
Der Provinzial⸗Steuer⸗Direktor. 
von Schmidt. 
Bekanntmachungen 
der Königlichen Direktion der Reutenbauk 
für die Provinz Brandenburg. 
infolge unſerer Bekanntmachung 
Verloſung von 3½ prozentigen Rentenbriefen der 
Provinz Brandenburg ſind folgende Stücke ge⸗ 
zogen worden: 
Litt F. zu 3000 M. 2 Stück und zwar die Nr. 
25. 281. 


Litt. G. zu 1500 M. 2 Stück und zwar die Nr. 
18 27 


Litt. H. zu 300 M. 2 Stück und zwar die Nr. 

63. 145. 

Litt. J. zu 75 M. 2 Stück und zwar die Nr. 

81. 143. 

Die Inhaber dieſer Rentenbriefe werden auf⸗ 
gefordert, dieſelben mit den dazu gehörigen Zins⸗ 
ſcheinen Reihe II Nr. 11 bis 16 nebſt Erneuerungs⸗ 
ſcheinen bei der hieſigen Rentenbank⸗Kaſſe, Kloſter⸗ 
ſtraße 76 J, vom 2. Januar 1905 ab an den Werk⸗ 
tagen von 9 bis 1 Uhr einzuliefern, um hiergegen 
und gegen Quittung den Nennwert der Rentenbriefe 


in Empfang zu nehmen. 


Vom 2. Januar 1905 hört die Verzinſung 
der ausgeloſten Rentenbriefe auf; dieſe ſelbſt aber 
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verjähren mit dem Schluſſe des Jahres 1915 zum 
Vorteil der Rentenbank. 

Die Einlieferung ausgeloſter Rentenbriefe an 
die Rentenbank⸗Kaſſe kann auch durch die Poſt porto⸗ 
frei und mit dem Antrage erfolgen, daß der Geld⸗ 
betrag auf gleichem Wege übermittelt werde. 

Die Zuſendung des Geldes geſchieht dann auf 
Gefahr und Koſten des Empfängers und zwar bei 
Summen bis zu 800 Mark durch Poſtanweiſung. 

Sofern es ſich um Summen über 800 Mark 
handelt, iſt einem ſolchen Antrage eine ordnungs⸗ 
mäßige Quittung beizufügen. 

Berlin, den 16. Auguſt 1904. 

Königliche Direktion 
der Rentenbank für die Provinz Brandenburg. 
Bekanntmachung der ſchleſiſchen General⸗ 
landſchafts⸗Direktion. 

Auf den Bericht vom 3. Auguſt d. 38. 
will Ich die anbei zurückfolgenden Beſchlüſſe Nr. V 
bis VII des 19. Generallandtages der Schleſiſchen 
Landſchaft hiermit Landesherrlich genehmigen. 

Wilhelmshöhe, den 13. Auguſt 1904. 

(gez.) Wilhelm R. 

Zugleich für den Juſtizminiſter 

ggez. von Podbielski. 

An den Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen 

und Forſten und Be SOEBEN: 
e 


Lüffe 
des Neunzehnten Generallandtages der Schleſiſchen 
Landſchaft. 
V. Koſten der Forſtbeſichtigungen. 

Zu 8 55 Lit. c der Abſchätzungsgrundſätze 
von 1883. 

In 8 55 Lit. e der Abſchätzungsgrundſätze von 
1883 werden die Worte: „auf Koſten des Forſt⸗ 
beſitzers“ geſtrichen und zwiſchen dem vorletzten und 
letzten Abſatze die Worte eingefügt: 

„Die Koſten der Beſichtigung trägt die be⸗ 
treffende Fürſtentumslandſchaft. Sie fallen dem 

Forſtbeſitzer zur Laſt, wenn ſich nach dem 

Ermeſſen des Landſchaftsdirektors eine ſchuld⸗ 
hafte, erhebliche Verletzung des Betriebsplanes 
oder Gefährdung der Materialerträge er⸗ 
geben hat.“ 
VI. Ergänzung der landſchaftlichen Gebührenordnung 
von 1888. 
Zu Nr. 9 der Generallandtagsbeſchlüſſe von 
1888 (Gebührenordnung für die Fürſtentums⸗ 
landſchaften). 
Abſatz 2 des § 17 enthält folgende Faſſung: 
„Bei Entfernungen von wenigſtens 2 Kilo⸗ 
metern, 
Reiſekoſten für 8 Kilometer gewährt. 

VII. Abänderung des Kündigungsverfahrens. 


1. Zu dem Regulative vom 7. Dezember 1848 


(Geſetz-Sammlung 1849) Seite 76 ff. Nr. 6. 


a) In Lit. a Abſatz 2 werden die Worte, „die 
Aufforderung zu ſofortiger Einlieferung des 


aber unter 8 Kilometern, werden 


Pfandbriefs enthalten“ durch die Worte erſetzt: 
„die Aufforderung zur Einlieferung des Pfand⸗ 
briefs im Fälligkeitstermine enthalten“. 

p) Lit. b erhält folgende Faſſung: 
„Die Inhaber der gekündigten Pfandbriefe 
ſind verpflichtet, fie im Fälligkeitstermine poſt⸗ 
frei einzuliefern, worauf Barzahlung des Nenn; 
wertes erfolgt. Ueber etwaige vorherige Ein⸗ 
lieferung wird von der Landſchaft Kaſſen⸗ 
quittung erteilt und gegen Rückgabe dieſer 
im Fälligkeitstermine die Kapitalzahlung 
geleiſtet.“ 

c) Lit. e fällt weg. 

a) In Lit. f am Anfang wer den die Worte: 
„Wenn aber der gekündigte Pfandbrief auch 
im Fälligkeitstermine und längſtens bis zum 
1. Auguſt — falls er für Johanni — und 
bezüglich 1. Februar — falls er für Weih⸗ 
nachten gekündigt war — nicht eingeliefert 
worden iſt“ 
erſetzt durch die Worte: a 
„Wenn ein gekündigter Pfandbrief im Fällig⸗ 
keitstermine, das iſt 25. Juni, wenn er für 
Johanni, und 28. Dezember, wenn er für 
Weihnachten gekündigt war, nicht eingeliefert 
worden iſt.“ 

e) Lit. h fällt weg. 

Zu dem Regulative vom 22. November 1858 


§ 22 (Geſetz⸗Sammlung Seite 583). 


a) In Lit. b Abſatz 2 werden die Worte: 
„die Aufforderung zu ſofortiger Einlieferung 
des Pfandbriefs enthalten“ 
durch die Worte erſetzt: 
„die Aufforderung zur Einlieferung des 
Pfandbriefs im Fälligkeitstermine enthalten.“ 

b) Lit. e erhält folgende Faſſung: 
„Die Inhaber der gekündigten Pfandbriefe 
ſind verpflichtet, ſie im Fälligkeitstermine 
poſtfrei einzuliefern, worauf Barzahlung des 
Nennwertes erfolgt. Ueber etwaige vorherige 
Einlieferungen wird von der Landſchaft 
Kaſſenquittung erteilt und gegen Rückgabe 
dieſer im Fälligkeitstermine die Kapitalzahlung 
geleiſtet.“ 

c) Lit. e fällt weg. 

d) In Lit. f am Anfang werden die Worte: 
„Wenn aber der gekündigte Pfandbrief auch 
im Fälligkeitstermine und längstens bis zum 
1. Auguſt (für den Johannitermin) bezüglich 
1. Februar (für den Weihnachtstermin) nicht 
eingeliefert worden iſt“, 
erſetzt durch die Worte: 
„Wenn ein gekündigter Pfandbrief im Fälle 
feitstermine, d. i. 25. Juni, wenn er für 
Johanni, und 28. Dezember, wenn er für 
Weihnachten gekündigt war, nicht eingeliefert 
worden iſt“. 

e) Lit. h fällt weg. 
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3, Zu Nr. 23 der Generallandtagsbeſchlüſſe von 
1888 (Beleihungsordnung, betreffend das dem 
Kreditverbande der Schleſiſchen Landſchaft nicht 
angehörige ländliche Grundeigentum) — Geſetz⸗ 
Sammlung Seite 324 — 8 35. 

a) In Lit. b Abſatz 2 werden die Worte „die 
Aufforderung zu ſofortiger Einlieferung des 
Pfandbriefs enthalten“ durch die Worte erſetzt: 
„die Aufforderung zur Einlieferung des Pfand⸗ 
briefs im Fälligkeitstermine enthalten“. 

b) Lit. c erhält folgende Faſſung: 

„Die Inhaber der gekündigten Pfandbriefe 
ſind verpflichtet, ſie im Fälligkeitstermine 
poſtfrei einzuliefern, worauf Barzahlung des 
Nennwerts erfolgt. Ueber etwaige vorherige 
Einlieferungen wird von der Landſchaft Kaſſen⸗ 
quittung erteilt und gegen Rückgabe dieſer 
im Fälligkeitstermine die Kapitalzahlung 
geleiſtet.“ 

c) Lit. e fällt weg. 

d) In Lit. f werden die Worte: 

„Wenn aber der gekündigte Pfandbrief auch 
im Fälligkeitstermine und längſtens bis zum 
1. Auguſt (für den Johannitermin), bezüglich 
1. Februar (für den Weihnachtstermin) nicht 
eingeliefert worden iſt“ 

erſetzt durch die Worte: 

-Wenn ein gekündigter Pfandbrief im Fällig⸗ 
keitstermine, das iſt 25. Juni, wenn er fuͤr 
Johanni, und 28. Dezember, wenn er für 
Weihnachten gekündigt war, nicht eingeliefert 
worden iſt,“ ; 

e) Lit. h fällt weg. 

Breslau, den 14. September 1904. 
Schleſiſche Generallandſchaftsdirektion. 


Verordnungen und Bekanntmachungen der 
Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. 
) Nachtrag zu den Genehmigungen der 

Kleinbahnen 147. Nachſtehende Bekanntmachung des 

Herrn Reichskanzlers vom 3. Februar 1904 (Reiche: 

geſetzblatt Seite 29 ff.): 

Auf Grund des Artikel 45 der Reichsverfaſſung 
hat der Bundesrat nachſtehende Aenderungen der 
Eiſenbahn⸗Verkehrsordnung beſchloſſen: 

1. Der § 20 Abſatz 2 erhält folgende Faſſung: 
2. Die Anlage B wird, wie folgt, abgeändert: 
I. Die Nr. VIIIa wird geſtrichen: 
II. Die Nr. IX erhält folgende Faſſung: 
IX. 

() Schwefeläther und Löſungen von Nitro⸗ 
zelluloſe in Schwefeläther, in Methylalkohol, in 
Aetylalkohol, in Amylalkohol, in Eſſigſäure, in Eſſig⸗ 
ther, in Amylätat, in Aceton, in Nitrobenzol oder 
in [Gemengen dieſer Flüſſigkeiten, ſowie andere 
Flüſſigkeiten, die Schwefeläther in größeren Quanti⸗ 


täten enthalten (wie Hoffmannstropfen), werden nur 
befördert: 
entweder: 

1. in dichten Gefäßen aus ſtarkem, gehörig ver⸗ 
nietetem oder geſchweißtem oder gefalztem Eiſenbleche 
mit höchſtens 500 Kilogramm Inhalt oder 

2. in vollkommen dicht verſchloſſenen Gefäßen 
aus Metall oder Glas von höchſtens 60 Kilogramm 
Bruttogewicht, deren Verpackung nachſtehenden Vor⸗ 
ſchriften entſpricht: 

a) Werden mehrere Gefäße in einem Fracht⸗ 
ſtücke vereinigt, jo müſſen fie in ſtarke Holzkiſten mit 
Stroh, Heu, Kleie, Sägemehl, Infuſorienerde oder 
anderen lockeren Subſtanzen feſt verpackt ſein. 

b) Bet Einzelverpackung iſt die Verſendung der 
Gefäße in ſoliden mit einer gut befeſtigten Schutz⸗ 
decke ſowie mit Handhaben verſehenen und mit hin⸗ 
reichendem Verpackungsmaterial eingefütterten Körben 
oder Kübeln zuläſſig; die Schutzdecke muß, falls ſie 
aus Stroh, Rohr, Schilf oder ähnlichem Materiale 
beſteht, mit Lehm oder Kalkmilch oder ähnlichem Stoffe 
unter Zuſatz von Waſſerglas getränkt ſein. 

(2) Wegen der Zuſammenpackung mit anderen 
Metallgefäßen darf bei 15 Grad Celſius nicht mehr 
als neun Zehntel des Rauminhalts der Behälter 
ausmachen. 

(3) Wegen der Zuſammenpackung mit anderen 
Gegenſtänden vergleiche Nr. XXXV. 

(4) Die Beſtimmungen im Abſ. 1 Ziffer 2 und 
im Abſatz 3 finden auch auf Zinkäthyl Anwendung, 
jedoch dürfen brennbare Stoffe zur Verpackung nicht 
benutzt werden. 

III. In der Nr. XI wird am Ende des erſten 
Abſatzes hinter Nr. IX eingeſchaltet: „Abſatz 1 
Ziffer 2.“ 

IV. In Nr. XV wird 

a) Die Eingangsbeſtimmung folgendermaßen 
gefaßt: Flüſſige Mineralſäuren aller Art, insbeſon⸗ 
dere Schwefelſäure, Vitriolöl, Salzſäure, Salpeter⸗ 
ſäure (Scheidewaſſer) mit einem ſpezifiſchen Gewichte 
von weniger als 1,48 (wegen hochkonzentrierter Säure 
vergleiche Nr. XVII) ſowie Chlorſchwefel unterliegen 
nachſtehenden Vorſchriften: 

b) in der Ziffer 1 als Abſatz 3 beigefügt: 

(3) Bei Salpeterſäure muß auf dem Fracht⸗ 
briefe das ſpezifiſche Gewicht bei 15 Grad zu erſehen 
ſein. Fehlt eine ſolche Angabe im Frachtbriefe, ſo 
wird die Säure als hochkonzentriert behandelt. 

V. Nr. XVII Abſatz 1 erhält folgende Faſſung: 

Auf dem Transport von konzentrierter Salpeter⸗ 
ſäure mit einem ſpezifiſchen Gewichte von 1,48 und 
darüber ſowie von roter, rauchender Salpeterſäure 
finden die unter Nr. XV gegebenen Vorſchriften mit 
der Maßgabe Anwendung, daß die Ballons und 
Flaſchen in den Gefäßen mit einem mindeſtens ihrem 
Inhalte gleichkommenden Volumen getrockneter In⸗ 
fuſorienerde oder anderer geeigneter trockenerdiger 


Stoffe umgeben ſein müſſen, es ſei denn, daß die 
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Ballons und Flaſchen in eiſerne Vollmantelkörbe 
eingeſetzt und durch gut federnde, mit Asbeſt belegte 
Schließen ſo gehalten werden, daß ſie ſich in den 
Körben nicht bewegen können. Die eiſernen Mäntel 
müſſen ſo beſchaffen ſein, daß der Inhalt der Ballons 
und Flaſchen im Falle des Bruches nicht aus der 
Umſchließung herauslaufen kann. 

VI. In der Nr. XIX Abſatz 1 wird in der 
Klammer hinter „Schwefeläther“ geſetzt: „(ver⸗ 
gleiche Nr. IX)“. 

VII. In Nr. XXVIa 

1. Der Eingang der Ziffer 1 Abſatz 1 lautet: 

(4) Cyankalium und Cyametrium in feſter Form 
ſind zu verpacken: 

a) in ſtarken eiſernen Fäſſern mit aufgeſchraub⸗ 
tem Deckel und mit Rollreifen oder 

b) in dichten von feſtem trockenem Holze ge⸗ 
fertigten doppelten Fäſſern mit Einlegereifen, oder 
in ebenſo beſchaffenen doppelten Kiſten mit Um⸗ 
faſſungsbändern. Die inneren Behälter müſſen 
u. ſ. w. wie bisher. 

(2) Der Abſatz 2 der Ziffer 1 lautet: 

(2) Unter den vorſtehenden Bedingungen des 
Abſatz 1b können auch u. ſ. w. wie bisher. 

3. Der Abſatz 3 der Ziffer 2 lautet: 

(3) Das Bruttogewicht eines Verſandſtücks mit 
Laugen darf 75 kg nicht überſteigen. Die Be⸗ 
förderung iſt nur in offenen Wagen zuläſſig. 

4. Die lit. b in Ziffer 3 wird geſtrichen und 
lit. e wird in b abgeändert. 

VIII. In der Nr. XXXV und in dem Anhange 
zu Anlage B (Ziffer 1 lit. a und e) wird die 
Nr. VIIIa geſtrichen. 

IX. In Nr. XXXVe wird eingefügt: 

1. Hinter dem mit „Favierſchem Sprengſtoffe“ 
beginnenden Abſatze: 

Glückauf (Gemenge von Curcumawurzel, Kupfer⸗ 
oxalat und Ammoniakſalpeter mit oder ohne Zuſatz 
von Dinitrobenzol) 

2. Vor „Thunderite“: 

Sprengſalpeter (Gemenge von Natronſalpeter, 
Schwefel und Braunkohle). 

3. Hinter dem mit „Weſtfalit“ beginnenden 
Abſatze: 

Geſteins Weſtfalit B (Gemenge von Ammonium⸗ 
nitrat, Dinitrobenzol und Alluminiumpulver). 

X. Die Nr. XI erhält folgenden vierten Abſatz: 

4. Die Verpackungsvorſchriften im Abſatz 1, 
ſowie die Beſtimmungen im Abſatz 2 finden auch 
auf Kollodiumwolle, die mit mindeſtens 35 Prozent 
Alkohol angefeuchtet iſt, Anwendung. 

XI. Die Ziffer 1 der Nr. XVII erhält folgende 
Faſſung: 

1. in vollkommen dichten und mit guten Ver⸗ 
ſchlüſſen verſehenen Gefäßen aus Schweißeiſen, Fluß⸗ 
eiſen, Gußſtahl, Blei oder Kupfer. 

XII. Hinter LII wird folgende Nummer ein⸗ 
"gefaltet: 


LIIa. 

Hausmüll in loſem Zuſtande wird nur als 
Wagenladung und unter den nachſtehenden Be⸗ 
dingungen zur Beförderung zugelaſſen: 

1. Der Verſand iſt, ſofern dazu nicht beſonders 
eingerichtete, das Zerſtäuben ausſchließende Wagen 
verwendet werden, in dichten, offen gebauten Wagen 
zu bewirken, die mit dicht ſchließenden, das Zerſtäuben 
verhütenden Decken verſehen ſind. Für den ord⸗ 
nungsmäßigen Deckenverſchluß hat der Abſender 
u ſorgen. 

5 2 Die Beſtimmungen unter III Ziffer 1, 4, 
5 und 8 finden Anwendung. 

3. Für das Beladen und Entladen der Wagen 
ſind Einrichtungen zu treffen, die das Zerſtäuben 
ausſchließen. 

102 125 zur Beförderung verwendeten Wagen 
ſind durch die Empfänger trocken zu reinigen. 
n Kraft treten: 

80 die ko a des § 20 am 1. März 1904, 

2. die Aenderungen der Nummern XV und 
XVII der Anlage B am 1. April 1905, 

3. die Beſlimmungen der neuen Nummer LIIa 
am 1. Oktober 1904, 

4. alle übrigen Aenderungen ſofort. 

Die vom Reichs⸗Eiſenbahnamt unterm 15. Auguſt 


v. Is. vorläufig verfügte Transporterleichterung für 
Cyankalium und Cyannatrium (Reichs⸗Geſetzbl. S. 269 


von 1903) tritt infolge der neuen Beſtimmungen 
unter XXVIa der Anlage B außer Wirkſamkeit. 

Berlin, den 3. Februar 1904. . 

Der Reichskanzler. gez. Graf von Bülow. 
wird mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntnis 
gebracht, daß die unter vorſtehender Ziffer 2 zur 
Anlage B der Eiſenbahnverkehrsordnung getroffenen 
Abänderungen mit Zustimmung der Königlichen 
Eiſenbahndirektionen Halle a. S., Bromberg und 
Stettin für die in meiner Bekanntmachung vom 


7. Auguſt 1903 (Amtsblatt von 1903 Seite 264) 


aufgeführten Kleinbahnen entſprechend den vom Herrn 
Reichskanzler in dem Schlußſatz unter Nr. 2, 3 


und 4 angegebenen Zeitpunkten die Rechtsverbind⸗ 


lichkeit erlangen. 
; Sranffurt a. O., den 15. September 1904. 
Der Regierungspräſident. von Dewitz. 
(2) Der Reglerungsbaumeiſter Masberg zu 
Arnswalde iſt zum Königlichen Kreisbauinſpektor 
ernannt. Die von ihm verwaltete Kreisbauinſpektor⸗ 
ſtelle daſelbſt iſt ihm vom 1. Oktober d. Is. end⸗ 
ültig verliehen. 
F Nan a. O., den 21. September 1904. 
Der Regierungs⸗Präſident. von Dewitz. 
(3) Dem Regierungsbezirke Breslau Buch⸗ 
ſtabe K ſind noch die Erkennungsnummern 2401 
bis 2900, dem Regierungsbezirke Minden Buch⸗ 
ſtabe II die Erkennungsnummern 2001 bis 2300, 
dem Regierungsbezirke Cöln Buchſtabe 2 di⸗ 


kennungsnummern 6001 bis 7000 und dem 


— 
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rungsbezirke Düſſeldorf Buchſtabe 2 die Erkennungs⸗ 
nummern 7001 bis 8000 für die Kraftfahrzeuge 
zugeteilt worden. 

Frankfurt a. O., den 22. September 1904. 

Der Regierungspräſident. von Dewitz. 

(4) Nachdem die Schneider⸗Innung (Freie 
Innung) in Calau ihre Umwandelung in eine Zwangs⸗ 
innung beantragt hat, wird hiermit bekannt gemacht, 
daß der Königliche Landrat zu Calau von mir zum 
Kommiſſar behufs Ermittelung der Mehrheit der 
Beteiligten ernannt worden iſt. 

Frankfurt a. O., den 16. September 1904. 

Der Regierungspräſident. von Dewitz. 

(5) Der ſeitherige Kreisſchulinſpektionsbezirk 
Kottbus II wird mit Genehmigung des Herrn Mi⸗ 
niſter der geiftlichen, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten vom 1. Oktober d. Is. ab in die 
beiden Bezirke Kottbus II und Kottbus IV geteilt 
und zwar in folgender Weiſe: 

Es umfaßt 

a) der Kreisſchulinſpektionsbezirk Kottbus II 
die Schulen der Parochien Großlieskow, Jänſchwalde, 
die Schulen in der Stadt Peitz und in der Land⸗ 
parochie Peitz, ſowie die Schulen der Landparochie 
Kottbus außer Ströbitz; 

b) der Kreisſchulinſpektionsbezirk Kottbus IV 
die Schulen der Parochie Kleindöbbern, Großgaglow, 
Kahren, Komptendorf, Madlow, Leuten, Schorbus 
und die Schule in Ströbitz. 

Zum Kreisſchulinſpektor für den Bezirk Kott⸗ 
bus IV ift der Pfarrer Gierth in Großgaglow von 
uns ernannt worden, während der Kreisſchulinſpektor 
1 Frick in Großlieskow den Bezirk Kottbus II 
behält. 

Frankfurt a. O., den 23. September 1904. 

Königliche Regierung; 

Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 

von Schroetter. 

(6) Parochialregulierungsurkunde. 

Mit Genehmigung des Herrn Miniſters der 
geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten 
und des Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrats, ſowie nach 
Anhörung der Beteiligten wird von den unterzeich⸗ 
neten Behörden hierdurch folgendes feſtgeſetzt: 

§ 1. Die Evangeliſchen der zur Stadtgemeinde 
Landsberg a. W. gehörigen Kolonie Bürgerwieſen, 
Stadtkreis Landsberg a. W., werden aus der Kirchen⸗ 
gemeinde von St. Marien zu Landsberg a. W., 
Dlözeſe Landsberg a. W. I., ausgepfarrt und zu 
einer ſelbſtändigen Kirchengemeinde Bürgerwieſen, 
Diözeſe Landsberg a. M. I., vereinigt. 

8.2. Die pfarramtliche Verbindung der Kirchen⸗ 
gemeinde Seidlitz mit den Kirchengemeinden Eulam, 
Roßwieſe, Egloffstein, Rodenthal und Derſchau, ſowie 
die pfarramtliche Verbindung der Kirchengemeinde 
Kernein mit der evangeliſch⸗lutheriſchen Konkordien⸗ 
uzelnde zu Landsberg a. W., ſämtlich Diözefe 
Flüſſigkeg a. W. I., werden aufgehoben. 


9.3. In der Kirchengemeinde Kernein wird 
eine Pfarrſtelle errichtet mit dem Sitze in Kernein. 

Die Kirchengemeinden Seidlitz und Bürger⸗ 
wieſen werden mit der Kirchengemeinde Kernein 
pfarramtlich verbunden. 

§ 4. Dieſe Urkunde tritt am 1. Oktober 1904 
in Kraft. 

Berlin, den 27. Mai 1904. 

(L. S.) Königliches Konſiſtorium der Provinz 
Brandenburg. D. Schmidt. 
K. V. Nr. 3131. 

Frankfurt a. O., den 6. Juni 1904. 

(L. S.) Königliche Regierung, Abteilung für 
Kirchen⸗ und Schulweſen. von Schroetter. 
J.-Nr. II. A. 2443/04. 

(2) Dem Kreiſe Königsberg Nm. bezw. dem 
Kreis⸗Rettungshauſe daſelbſt iſt mittelſt Allerhöchſten 
Erlaſſes vom 19. Auguſt d. Is. die landesherrliche 
Genehmigung jur Annahme der von den Erben des 
verſtorbenen Rentners Karl Auguſt Steinbach ge⸗ 
machten Zuwendung, beſtehend in dem vom Grund: 
ftüde Königsberg Nm. Band VIII Blatt Nr. 829 
abgezweigten Kaſernenhausgrundſtück mit Hofraum 
und Garten im Werte von 14302 Mark, erteilt 
worden. 

Frankfurt a. O., den 18. September 1904. 

Der Regierungspräfident. J. V.: Bartels. 


(8) Die in der Gemarkung Kieſelwitz belegene 
Dorfauenparzelle Kartenblatt 2 Parzellen⸗Nr. 265/30 
von 152 qm Größe iſt durch Beſchluß des Kreis⸗ 
ausſchuſſes des Kreiſes Guben vom 25. Auguſt 1904 
von dem Gutsbezirk der Stiftsherrſchaft Neuzelle 
abgetrennt und mit dem Bezirk der Landgemeinde 
Kieſelwitz vereinigt worden. 

Bekanntmachung der Kaiſerlichen Ober⸗ 

poſtdirektion zu Frankfurt a. O. 

Am 21. September iſt bei der Poſthilf⸗ 
ſtelle in Grube Renate eine Telegraphenanſtalt mit 
Fernſprechbetrieb und öffentlicher Fernſprechſtelle 
eröffnet worden. 

Frankfurt (Oder), 21. September 1904. 

Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektion. 
Perſonal⸗Chronik. 

() Der Regierungs- und Baurat Reiche aus 
Liegnitz iſt an die hieſige Königliche Regierung 
verſetzt worden. 

(2) Der Gerichts⸗Aſſeſſor Hölzerkopf in Fron⸗ 
hauſen iſt der Generalkommiſſion für die Provinzen 
Brandenburg und Pommern zur Ausbildung für das 
Amt eines Spezialkommiſſars überwieſen worden. 

(3) Der Generalkommiſſions⸗Bureaudtätar 
Haaſe in Frankfurt a. O. iſt zum Spezialkommiſſions⸗ 
Sekretär ernannt worden. 

(4) Der Oberlehrer am Realgymnaſium in 
Grünberg i. Schl. Fritz Ohneſorge iſt in gleicher 
Eigenſchaft am Realgymnaſium in Frankfurt a. O. 
angeſtellt worden. 
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(5) Der Oberlehrer am Leſſing⸗Gymnaſium 
zu Berlin Dr. Alfred Heubaum iſt als Oberlehrer 
an dem Königlichen Friedrichs⸗Gymnaſium zu Frank⸗ 
fuat a. O. angeſtellt worden. 

(6) Der Oberlehrer Hans Kuckuck an der 
Oberrealſchule zu Gleiwitz iſt in gleicher Eigenſchaft 
an das Königliche Pädagogium zu Züllichau berufen. 

(7) Im Kreiſe Landsberg a. W. iſt ernannt 
worden: der Rittergutsbeſitzer Freiherr von Carnap 
auf Jahnsfelde zum Amtsvorſteher für den Amts⸗ 
bezirk Jahnsfelde. ; 

(8) Im Kreiſe Lebus find wiederernannt 
worden: der Königliche Oekonomierat Fiſcher zu 
Wulkow, der Königliche Amtsrat Bothe zu Amt 
Seelow, der Königliche Amtsrat Schmelzer zu 
Sachſendorf, der Rittergutsbeſitzer Konrad von Burgs⸗ 
dorff zu Hohenjeſar und der Rechnungsführer Staar 
zu Golzow zu Amtsvorſtehern für die Amtsbezirke 
19 Trebnitz, 27 Seelow, 30 Sachſendorf, 35 Hohen⸗ 
jeſar und 26 Golzow. 

(9) Uebertragen iſt: dem Ober⸗Poſtpraktikanten 
Schrage in Lennep eine Bureaubeamtenſtelle I. Klaſſe 
bei der Ober⸗Poſtdirektion in Frankfurt (Oder). 

Angeſtellt find: der Ober⸗Poſtaſſiſtent Zechin 
aus Stolp (Pom.) als Poſtſekretär in Vetſchau, der 
FL eg Leberecht in Guben als Poſtaſſiſtent 
aſelbſt. 

Ernannt ſind zum Poſtſekretär: der Ober⸗Poſt⸗ 
aſſiſtent Kolshorn in Landsberg (Warthe), der Ober⸗ 
Poſtaſſiſtent Pütznann in Neudamm. 

In den Ruheſtand treten: der Ober⸗Poſtſekretär 
Karraß in Sommerfeld (Bz. Ffo.), der Telegraphen⸗ 
ſekretär Betkierowicz in Cottbus. 

Geſtorben ſind: der Poſtſekretär Köhler in 
Sorau (N.⸗L.), der Poſtſekretär Wiechowsky in Lands ⸗ 


berg (Warthe). 
Vermiſchtes. 

(1) Die Kreisaſſiſtenzarztſtelle des Stadtkreiſes 
Poſen (Regierungsbezirk Polen), mit dem Wohnſitz 
in Poſen, ſoll anderweitig beſetzt werden. Die Ne⸗ 
muneration der Stelle beträgt jährlich 1200 Mark. 


(4) 


Stationen. 


Richtung von Spremberg Staatsbahnhof nach Spremderg⸗ Stadtbahnhof 


Stationen. Wen. 
2 46 8 


10 12 14 


Bewerbungsgeſuche ſind binnen drei Wochen an 
denjenigen Herrn Regierungspräſidenten, in deſſen 
Bezirk der Bewerber ſeinen Wohnſitz hat, im Landes⸗ 
polizeibezirk Berlin an den Herrn Polizeipräftdenten 
in Berlin zu richten. 

Berlin, den 17. September 1904. 

Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ 

und Medizinal⸗Angelegenheiten. 
J. V.: Wever. 

(2) Die Kreistierarztſtelle des Kreiſes Anger⸗ 
burg mit dem Amtswohnfitz in der Kreisſtadt iſt 
anderweit zu beſetzen. Das Stellengehalt beträgt 
600 Mark jährlich. Privatpraxis iſt geſtattet. 

Geeignete Bewerber wollen ſich unter Ein⸗ 
reichung ihrer Zeugniſſe und eines Lebenslaufs ſo⸗ 
gleich bei mir melden. Bewerber, welche die Prüfung 
für beamtete Tierärzte bereits beſtanden haben, er⸗ 
halten den Vorzug. 

Gumbinnen, den 21. September 1904. 

Der Negierungspräſident. 

(3) Die Herren Mitglieder des Stiftungs⸗ 
vereins der Klein⸗Glienicker Waiſenverſorgungsanſtalt 
für die Provinz Brandenburg werden zu der auf 

Donnerstag den 3. November 1904, 
nachmittags 3 ½ Uhr 

im Saale der Anſtalt zu Klein⸗Glienicke 
anberaumten ſtatutariſchen Haupt⸗Verſammlung er⸗ 
gebenſt eingeladen. 

Tagesordnung: 
1. Geſchäfts⸗ und Erziehungsbericht für das Jahr 

vom 1. April 1903/04. 

2. Rechnungslegung für dieſelbe Periode und event. 
Erieilung der Decharge. 
3. Bildung des Waiſenamts, zugleich durch Erſatz⸗ 

wahlen für ausgeſchiedene Mitglieder. 
4. Geſchäftliche Mitteilungen. 

Potsdam, den 22. September 1904. 

Das Waiſenamt 
der Klein⸗Glienicker Waiſenverſorgungsanſtalt 
für die Provinz Brandenburg. 
r. Ko 


Spremberger Stadtbahn. 
Fahrplan gültig vom 1. Oktober 1904. 
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